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ÄNDERUNGSANTRAG 1
von Cecilia Malmström im Namen der ALDE-Fraktion 

Bericht A6-0004/2006
Vittorio Agnoletto
Die Menschenrechts- und Demokratieklausel in EU-Abkommen

Entschließungsantrag

Neunter Gedankenstrich

– unter Hinweis auf die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte (1948) und andere 
Instrumente der UNO im Bereich der Menschenrechte, insbesondere die 
Internationalen Pakte über bürgerliche und politische Rechte (1966) und über 
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (1966), das Internationale 
Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung (1965), das 
Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau (1979), 
das Übereinkommen gegen Folter (1984), das Übereinkommen über die Rechte des 
Kindes (1989), die Wiener Schlusserklärung und das Aktionsprogramm der 
Weltkonferenz über Menschenrechte (1993) und die UNO-Erklärung zu den 
Menschenrechtsverteidigern (1998),
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Ziffer 9

9. fordert die Ausweitung der positiven Dimension der Menschenrechtsklausel, welche 
die Notwendigkeit mit sich bringt, innerhalb und seitens der jeweiligen 
Vertragsparteien wirksame Maßnahmen zu treffen, um zur Wahrnehmung der 
Menschenrechte beizutragen, eine laufende Bewertung und Beobachtung der 
Auswirkungen des Abkommens an sich auf die Wahrnehmung der Menschenrechte 
einzubeziehen sowie bei der Umsetzung aller Aspekte des Abkommens einen an den 
Menschenrechten ausgerichteten Ansatz zu verfolgen;
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Ziffer 13

13. fordert unter Hinweis darauf, dass die Assoziationsräte die Beziehungen zwischen der 
EU und Drittstaaten im Allgemeinen regeln, die generelle Einführung von 
Unterausschüssen für Menschenrechte bei Assoziationsabkommen, denen die Aufgabe 
zukommt,

(a) die Einhaltung und Anwendung der Demokratieklausel zu prüfen; 
(Streichung)

(b)  konkrete positive Maßnahmen zur Verbesserung der Lage der Demokratie 
und der Menschenrechte vorzuschlagen, und

(c) die direkten und indirekten Auswirkungen der Umsetzung des Abkommens 
auf die uneingeschränkte Wahrnehmung der Grundrechte in den Staaten, 
die Vertragsparteien sind, zu bewerten und zu überwachen und spezifische 
Empfehlungen in diesem Zusammenhang auszuarbeiten;

ist der Ansicht, dass solche Unterausschüsse regelmäßig (und auf jeden Fall bei jeder 
Tagung des Assoziationsrates) zusammentreten sollten und dass ihnen Vertreter der 
Parlamente und der Organisationen der Bürgergesellschaft angehören sollten; hält in 
diesem Zusammenhang eine am Einzelfall orientierte Politik nicht für den am besten 
geeigneten Ansatz, nach dem mit Blick auf die Einrichtung von Unterausschüssen für 
Menschenrechte und die Festlegung ihres Auftrags mit den Partnerstaaten verfahren 
werden sollte; betont erneut, dass Einzelfälle innerhalb dieser Unterausschüsse 
behandelt werden müssen:
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